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Bad Segeberg, den 31.05.2021 

Allgemeinverfügung 
des Kreises Segeberg 

zur Bestimmung der Bereiche, in denen nach § 2b Absatz 2 der Landesver­
ordnung zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2, der Ausschank und 
Verzehr von alkoholhaltigen Getränken untersagt ist 

Gemäß § 28a Absatz 1, § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 30 Absatz 1 
Satz 2 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim Men­
schen (Infektionsschutzgesetz - IfSG) in Verbindung mit § 106 Absatz 2 Allgemeines 
Verwaltungsgesetz für das Land Schleswig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz -
LVwG) wird folgende Allgemeinverfügung erlassen: 

1. 1In den in Anlage 1 bezeichneten bzw. gekennzeichneten öffentlich zugänglichen 
Bereichen ist gemäß § 2b der Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavi­
rus SARS-CoV-2 vom 29.05.2021, der Ausschank und Verzehr von alkoholhalti­
gen Getränken rund um die Uhr untersagt. 2Die Anlage ist Teil dieser Allgemein­
verfügung. Ausnahmen (Außengastronomie) und sonstige Anforderungen erge­
ben sich aus § 2b i.V.m. § 7 Abs. 1 der Landesverordnung. 

2. Diese Allgemeinverfügung gilt ab Montag, den 31.05.2021, bis einschließ-
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lieh Sonntag, den 13.06.2021, 24:00 Uhr. Eine Verlängerung oder ein vorzei­
tiger Widerruf sind in Abhängigkeit zum Infektionsgeschehen möglich. 

3. Zuwiderhandlungen sind nach § 73 Absatz la Nr. 6 IfSG bußgeldbewehrt. 

4. Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG 
sofort vollziehbar. 

Begründung 

Rechtsgrundlagen für die getroffene Maßnahme sind § 28a Absatz 1, § 28 Absatz 1 
Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 30 Absatz 1 Satz 2 IfSG. Danach trifft die zustän­
dige Behörde in dem Fall, dass Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsver­
dächtige oder Ausscheider festgestellt werden oder es sich ergibt, dass ein Verstor­
bener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, die notwendigen Schutz­
maßnahmen, insbesondere die in den § 28a Absatz 1 und in den §§ 29 bis 31 IfSG 
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 
Krankheiten erforderlich ist; sie kann insbesondere Personen verpflichten, den Ort, 
an dem sie sich befinden, nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu verlas­
sen oder von ihr bestimmte Orte oder öffentliche Orte nicht oder nur unter be­
stimmten Bedingungen zu betreten. Nach § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zu­
ständige Behörde Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen von Menschen be­
schränken oder verbieten und Badeanstalten oder in § 33 IfSG genannte Gemein­
schaftseinrichtungen oder Teile davon schließen. Eine notwendige Schutzmaßnahme 
im Sinne des § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 IfSG zur Verhinderung der Verbreitung der 
Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) kann gemäß § 28a Absatz 1 Satz 1 Nr. 9 
IfSG insbesondere ein umfassendes oder auf bestimmte Zeiten beschränktes Verbot 
der Alkoholabgabe oder des Alkoholkonsums auf bestimmten öffentlichen Plätzen 
oder in bestimmten öffentlich zugänglichen Einrichtungen sein. 

Die sehr weite Eingriffsermächtigung des § 28 Absatz 1 Satz 1 i.V.m. § 28a IfSG 
beschränkt sich nicht allein auf Maßnahmen gegenüber Kranken, Krankheitsver­
dächtigen, Ansteckungsverdächtigen oder Ausscheidern, sondern wie sich aus der 
Entstehungsgeschichte der Norm ergibt, dürfen auch „Nichtstörer", d.h. Personen 
bei denen noch nicht einmal ein Ansteckungsverdacht besteht, in Anspruch genom­
men werden. 
Bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der verfügten Beschränkung ist der im all­
gemeinen Polizei- und Ordnungsrecht geltende Grundsatz heranzuziehen, dass an 
die Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Schadens umso geringere Anforderungen 
zu stellen sind, je größer und folgenschwerer der möglicherweise eintretende Scha­
den ist. Dafür sprechen das Ziel des Infektionsschutzgesetzes, eine effektive Gefah­
renabwehr zu ermöglichen (§ 1 Absatz 1, § 28 Absatz 1 IfSG) sowie der Umstand, 
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dass die betroffenen Krankheiten nach ihrem Ansteckungsrisiko und ihren Auswir­
kungen auf die Gesundheit der Menschen unterschiedlich sind. Angesichts dessen ist 
ein am Gefährdungsgrad der jeweiligen Krankheit orientierter flexibler Maßstab her­
anzuziehen. Nach der Einschätzung des vom Gesetzgeber in § 4 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2 Nr. 1 IfSG hierzu vorrangig berufenen Robert-Koch Institutes wird die Ge­
fährdung der Gesundheit der Bevölkerung derzeit als insgesamt hoch, für Risiko­
gruppen als sehr hoch eingeschätzt. Es handelt sich danach nicht um eine mit einer 
Grippeepidemie vergleichbaren Situation, sondern es liegt eine sehr dynamische und 
ernst zu nehmende Lage vor. 

Vor dem Hintergrund der aktuell weiterhin sehr hohen Fallzahlen der Infektionen mit 
dem neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) im gesamten Bundesgebiet, Land 
Schleswig-Holstein sowie der immer noch hohen Anzahl der Infektionen im Kreis 
Segeberg müssen unverzüglich wirksame Maßnahmen zur Verzögerung der Ausbrei­
tungsdynamik und zur Unterbrechung von Infektionsketten ergriffen werden. Effek­
tive Maßnahmen sind dazu dringend notwendig, um im Interesse des Gesundheits­
schutzes die dauerhafte Aufrechterhaltung der wesentlichen Funktionen des Ge­
sundheitssystems sowie der öffentlichen Sicherheit und Ordnung im Gebiet des 
Kreises Segeberg sicherzustellen. Die großflächige Unterbrechung, Eindämmung 
bzw. Verzögerung der Ausbreitung des neuen Erregers stellt das einzig wirksame 
Vorgehen dar, um diese Ziele zu erreichen. 

Die Regelungen dieser Allgemeinverfügung beruhen auf § 2b der Landesverordnung 
zur Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 vom 29.05.2021. 

Das Verbot des Ausschanks und des Verzehrs von alkoholhaltigen Getränken auf 
bestimmten öffentlichen Verkehrsflächen in Innenstädten und sonstigen öffentlichen 
Orten unter freiem Himmel dient dazu, alkoholbedingte Verstöße gegen Infektions­
schutzmaßnahmen zu unterbinden. Der Alkoholkonsum kann zu einer Herabsetzung 
der Hemmschwelle führen, was dazu führt, dass die gebotenen Vorsichtsmaßnah­
men wie die Einhaltung des Mindestabstandes oder das Tragen einer Mund-Nasen-
Bedeckung nicht mehr eingehalten werden. Außerdem dient das Verbot der Kon-
taktminimierung. Sowohl der Verkauf von alkoholhaltigen Getränken als auch der 
Konsum von Alkohol in der Öffentlichkeit führen zu einer .größeren Zahl von Begeg­
nungen von Menschen. Dies widerspricht der derzeitigen Pandemiepolitik, das öf-
fentliche Leben dort herunter zu fahren, wo menschliche Zusammenkünfte entbehr­
lich sind. 

Die Festlegung der Bereiche in denen der Ausschank und Verzehr von alkoholhalti­
gen Getränken untersagt ist, wurde mit den betroffenen kreisangehörigen Gemein­
den abgestimmt und in der Anlage dieser Allgemeinverfügung dargestellt. 
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Ausnahmen gelten für die Außengastronomie unter der Maßgabe der Regelungen in 
den §§ 2b, 7 Abs. 1 und la der Landesverordnung zur Bekämpfung des Coronavirus 
SARS-CoV-2 vom 29.05.2021 in der jeweils geltenden Fassung. 

Diese Allgemeinverfügung gilt ab Montag, den 31.05.2021, bis einschließlich 
Sonntag, den 13.06.2021, 24:00 Uhr. Eine Verlängerung oder ein vorzeitiger 
Widerruf sind in Abhängigkeit zum Infektionsgeschehen möglich. 

Die Allgemeinverfügung findet ihre Grundlage in § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2 in Ver­
bindung mit § 16 IfSG. Zuwiderhandlungen sind daher bußgeldbewehrt nach § 73 
Absatz la Nr. 6 IfSG. 
Die Anordnung ist gemäß § 28 Absatz 3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG sofort 
vollziehbar. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen Maßnahmen haben keine auf­
schiebende Wirkung. 

Rechtsbehelfsbelehrunq : 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer öffentli­
chen Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei dem Kreis 
Segeberg - Der Landrat - Hamburger Str. 30, 23795 Bad Segeberg, einzulegen. 

Widerspruch und Klage gegen diese Allgemeinverfügung haben gemäß § 28 Absatz 
3 in Verbindung mit § 16 Absatz 8 IfSG keine aufschiebende Wirkung. Daher muss 
auch bei Einlegung eines Rechtbehelfs, den Anordnungen Folge geleistet werden. 

Auf Antrag kann das Schleswig-Holsteinische Verwaltungsgericht, Brockdorff-
Rantzau-Straße 13, 24837 Schleswig, die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs 
ganz oder teilweise anordnen. 

Die Allgemeinverfügung und ihre Begründung kann während der Dienstzeiten beim 
Kreis Segeberg, Hamburger Straße 30, 23795 Bad Segeberg eingesehen werden. 

Bad Segeberg, den 31.05.2021 

LaWdrat 
Jar Peter Schröder 
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Bad Segeberg: 

Fußgängerzone in der Stadt Bad Segeberg (mit innenlie­
gender Fläche des Wochenmarktes) 
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Promenade: Beginn des Wendehammers bis hinter die 
Sitzgelegenheiten am nördlichen Ende 
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Henstedt-Ulzburg: 

Marktplatz Ulzburg mit Europagarten 
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Bürgerpark Henstedt-Ulzburg 
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Kaltenkirchen: 

Holstenplatz, Parkpalette, Grüner Markt, Rathausgarten 
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Freizeitpark Kaltenkirchen 

ützenze n tru m j Festplatz! 

Holstentherme/ 
Warmwasserfreibad 

Kalksandstein werk' 

poh!- Keimes Sportanlage 
~X,. \\ ' V-
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Norderstedt: 

Rathausallee ZOB 

Plätze neben-dem ZOES Norderstedt-M itteU 

Vor Rathausallee-Jic'31 und-33fl 




